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Vorwort zur zweiten Auflage 

Das Werk behandelt in seiner neuen Fassung nunmehr alle  wichtigen 
und aktuellen  Probleme  des Rechts der Ersatzschulen und betrifft  in 
seinen Aussagen gleichermaßen jedes  Bundesland.  Anhand einer exem-
plarischen Analyse juristischer und schulpolitischer Konflikte in Nord-
rhein-Westfalen werden zunächst die für private Schulen in der Bun-
desrepublik verbindlichen grundrechtlichen  Freiheitsgarantien  systema-
tisch und praxisbezogen entwickelt. Die Ergebnisse  sind wegen ihrer 
Fundierung im Grundgesetz für alle Bundesländer relevant und auf sie 
übertragbar. Die einzige wegen einer nordrhein-westfälischen  Besonder-
heit nicht übertragbare Frage, nämlich die nach dem Rechtsanspruch 
auf  Anerkennung  einer Ersatzschule, ist jetzt für alle Länder geklärt 
worden (5. Teil). Ferner wurde der Text der vergriffenen  1. Ausgabe 
von 1980 durchgesehen,  ergänzt  und auf  neuesten Stand  gebracht. 
Schließlich vervollständigen die Rechtsstellung  Freier  Sonderschulen 
(6. Teil), die auf das Recht aller Bundesländer gegründete Untersuchung 
der grundgesetzlichen  Ansprüche  auf  Förderung  und Finanzierung  so-
wie die verfassungsrechtliche  Zentralfrage  eines Grundrechts  auf  staat-
liche  Leistung  (7. Teil) das Buch zu der bisher umfassendsten Darstellung 
des Privatschulrechts nach dem neuesten Stand von Rechtsentwicklung 
und Schulpolitik. 

Ein klarer Aufbau, übersichtliche Zusammenfassungen, ein Literatur-
verzeichnis, der Abdruck zahlreicher wichtiger Vorschriften  sowie aus-
führliche Sach- und Entscheidungsregister geben dem Buch zugleich die 
Funktion eines Nachschlagewerks  und machen es auch dem nicht- juri-
stischen Kulturpol i t iker, Schul- und Verwaltungspraktiker zugänglich. 
Eine gelegentliche Ausführlichkeit  vor allem in grundlegenden Fragen 
verfolgt den Zweck, über den Beitrag zur wissenschaftlichen Debatte 
hinaus gerade diesem Kreis von Lesern und Benutzern des Buches An-
regung und Anleitung zur Selbsthilfe in ihrer täglichen Praxis zu geben. 

Heidelberg, im Jul i 1981 
Friedrich  Müller 



Vorwort zur ersten Auflage (1980) 

Die Bedeutung der Freien Schulen für das Bildungswesen einer frei-
heitlichen Gesellschaft w i rd zunehmend erkannt. Diese Aktual i tät ist 
der Sache nach nicht erst von heute. Schon seit langem haben Freie 
Schulen Maßstäbe gesetzt, wi rk ten sie bahnbrechend für neue pädago-
gische Konzepte und fortschrittliche  Organisationsformen.  Für die 
Chance, Entwürfe wagen, Modelle prägen, stellvertretend Erfahrungen 
sammeln zu können, brauchten und brauchen sie Freiheit von recht-
licher Fremdbestimmung und von faktischem Anpassungszwang. 

Die Untersuchung verknüpft  grundrechtliche, organisatorische und 
staatskirchenrechtliche Aussagen der Bundesverfassung miteinander. 
Im Schnittbereich von Freiheitsgarantie und Aktionsfeld der vollzie-
henden Gewalt, mi t der Figur der Staatsaufsicht im Normbereich eines 
gesellschaftlichen Gruppen wie auch Privaten zustehenden Grundrechts 
bietet die Privatschulfreiheit  eine für unsere Rechtsordnung in dieser 
Form einzigartige Konstellation. 

Die Arbeit untersucht die Aussagen des Grundgesetzes zum Recht der 
Freien Schulen. Für das Landesrecht konzentriert sie sich auf Nord-
rhein-Westfalen, dessen Verfassung der grundgesetzlichen Garantie am 
nächsten kommt. Gesetzgebung und Exekutivpraxis dieses Bundeslan-
des werden beispielhaft am Grundgesetz gemessen. Im Verlauf dieser 
wechselseitigen Analyse entwickelt die Studie die für schulpolitische 
Auseinandersetzungen und rechtliche Konflikte um Freie Schulen ent-
scheidenden Maßstäbe  des geltenden Rechts, und zwar sowohl für Schu-
len in kirchlicher wie in sonstiger Trägerschaft.  Wegen der zentralen 
Bedeutung der grundgesetzlichen Normen betreffen  die Ergebnisse  das 
Privatschulrecht aller Bundesländer. 

Heidelberg, im Juni 1980 
Friedrich  Müller 
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BVerwGE = Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts 
BW/BaWü = Baden-Württemberg (-isches) 
By/Bay = Bayern/Bayerisches 
Diss. ju r . = juristische Dissertation 
DÖV = Die öffent l iche  Verwal tung 
DVB1. = Deutsches Verwaltungsblatt 
DVO = Durchführungsverordnung 
EFG = Gesetz über die Finanzierung von Ersatzschulen 

(NW) 
EKD = Evangelische Kirche i n Deutschland 
E K U = Evangelische Kirche der Union 
Erl. = Erläuterungen 
ESchFG = Ersatzschulfinanzierungsgesetz 
EUG = Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 

(Bayern) 
EuGRZ = Europäische Grundrechtszeitschrift 
GABI. = Gemeinsames Amtsblat t 
GBl. = Gesetzblatt 
GbSch = Gesetz über berufsbildende Schulen 
GG = Grundgesetz 
GMB1. = Gemeinsames Minister ia lblat t 
G V , GVB1., GVOB1. = Gesetz- und Verordnungsblatt 
Hbg = Hamburg 
HdbStKirchR = Handbuch des Staatskirchenrechts der Bundesrepu-

b l i k Deutschland, 2 Bände, Ber l in 1974 - 1975 
Hess. = Hessen (Hessisch) 
i. d. F. = i n der Fassung 
i. e. S. = i m engeren Sinn 
iVm. = i n Verbindung m i t 
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JöR = Jahrbuch des öffentlichen  Rechts der Gegenwart 
JuS = Juristische Schulung 
JZ = Juristenzeitung 

K M K = Konferenz der Kultusminister 
K u U = Kul tus und Unterr icht 

L A B G = Gesetz über die Ausbi ldung für Lehrämter an öffent-
lichen Schulen (NW) 

LBG = Landesbeamtengesetz (NW) 
LFG = Lernmittelfreiheitsgesetz 
LV = Landesverfassung 

MDR = Monatsschrift  für Deutsches Recht 

NC = Numerus Clausus 
Nds. = Niedersächsisch(e, er, es) 
n. F. = neue Folge 
NJW = Neue Juristische Wochenschrift 
NW = Nordrhein-Westfalen 

OVG = Oberverwaltungsgericht 

PrivSchG = Privatschulgesetz (Niedersachsen) 
PrivSchLG = Gesetz u. d. Leistungen des Staates für private 

Gymnasien u. Privatschulen 

RdJ = Recht der Jugend 
RdJB •= Recht der Jugend und des Bildungswesens 
Rdnr. = Randnummer(n) 
RGBl. = Reichsgesetzblatt 
RP = Rheinland-Pfalz 
RWS = Recht und Wirtschaft  der Schule 

SAV = Sonderschulaufnahmeverfahren 
SchG = Schulgesetz 
SchMG = Gesetz über die M i tw i r kung im Schulwesen (NW) 
SchOG = Schulordnungsgesetz /NW) 
SchVG = Schulverwaltungsgesetz (NW) 
Sh = Schleswig-Holstein 
S1 = Saarland 
SoSchG = Sonderschulgesetz 
SoVoSchG = Sondervolksschulgesetz 
StGB = Strafgesetzbuch 
StGH = Staatsgerichtshof 
SZG = Gesetz über die Gewährung einer jährl ichen Sonder-

zuwendung (NW) 

V E L K D = Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutsch-
lands 

VerwArch = Verwaltungsarchiv 
V G = Verwaltungsgericht 
VoSchG = Volksschulgesetz 
W D S t R L = Veröffentl ichungen  der Vereinigung der Deutschen 

Staatsrechtslehrer 
VVPSchG = Vorschriften  zum Vol lzug des Privatschulgesetzes 

(Baden-Württemberg) 
W z S c h M G = Vorläufige Verwältungsvorschrif ten  zum Schulmit-

wirkungsgesetz (NW) 
VwGO = Verwaltungsgerichtsordnung 

WRP = Wettbewerb i n Recht und Praxis 
WRV = Weimarer Reichsverfassung 



Einleitung 

I . Die Problematik 

Schon immer steht das Recht der Freien Schule am Schnittpunkt von 
öffentlichem Schulrecht, also einem klassischen Gebiet des hoheitlichen 
Verwaltungsrechts, auf der einen und von grundrechtlicher Freiheit wie 
institutioneller Garantie auf der anderen Seite. Aus dieser Verschie-
denheit der Rechtsmaterien und der sie begründenden Normen folgt 
eine hohe wissenschaftliche Komplexität, in der täglichen Schulpraxis 
eine nicht leicht durchschaubare Gemengelage heterogener, vielfach 
auch einander widerstreitender Faktoren und Tendenzen. Über die Le-
git imität der Tätigkeit Freier Schulen konnte es unter dem Grundge-
setz angesichts der klaren Regelung des Ar t . 7 Abs. 4 GG nie Streit 
geben. Auf der anderen Seite hat die Zugehörigkeit des Schulrechts 
zum Kompetenzbereich der Länder zu ungleichen und ungleichzeitigen 
Entwicklungen, aber auch zu Erscheinungen und Praktiken geführt,  die 
oft mehr politisch-pragmatisch als normativ-dogmatisch bestimmt er-
scheinen. Die heutigen Probleme des Rechts der Privatschule sind viel-
gestaltig; sie erstrecken sich über eine breite Skala von Spezialdiszipli-
nen des öffentlichen  Rechts, berühren im übrigen schon immer auch 
privatrechtliche Fragen. Zugleich sind die rechtlichen Grundstrukturen 
auf einem so stark verflochtenen und differenzierten  Rechtsgebiet ange-
sichts der angedeuteten politisch-pragmatischen Entwicklungen im Lan-
desrecht noch zu wenig geklärt. Unentschiedene Schwebezustände, un-
nötige Mißverständnisse und Konflikte sind erfahrungsgemäß dann die 
Folge, wenn in der Regierungs- und Verwaltungspraxis Meinungsver-
schiedenheiten oder abweichende Interpretationen unter den Beteilig-
ten auftauchen. In nicht wenigen Fällen ist angesichts des raschen und 
tiefgreifenden  Wandels im Schulwesen der Bundesrepublik seit Beginn 
der 60er Jahre im Rahmen der Schulreform,  im Zusammenhang mit der 
Einführung neuartiger Schultypen (zum Beispiel der Gesamtschule) 
oder der Reform der gymnasialen Oberstufe der Eindruck entstanden, 
die Forderung des Grundgesetzes nach Gleichwertigkeit der Ersatz-
schulen werde durch eine unausgesprochene, aber um so wirkungsvol-
lere Praxis der Gesetzgebung und Exekutive der Länder immer mehr 
in Richtung auf Gleichartigkeit mi t den Schulen des Staates hingelenkt. 
Durch eine Vielzahl solcher in der Regel kaum bewußt werdender Ent-
wicklungen könnte die rechtlich nach der Verfassungsordnung des 
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Grundgesetzes eigenständige Stellung der Privatschulen gegenüber den 
öffentlichen  Schulen mehr und mehr verwischt werden, ohne daß die 
rechtlichen Grundlagen geändert worden wären. Sind diese aber nicht 
geändert, so kann ein rein tatsächlicher Zustand nach den Maßstäben 
des Rechtsstaats und ohne sonstige grundlegende Veränderung der ge-
sellschaftlichen Wirkl ichkeit nicht rechtserheblich sein. Es läßt sich 
unter keinem zulässigen Aspekt annehmen, ein Vorgang der Verfas-
sungswandlung könne vor dem tatsächlichen Hintergrund der Entwick-
lung des Privatschulwesens seit Inkrafttreten  des Grundgesetzes mit 
Rechtswirkung gegen Wortlaut, Systematik und Sinngehalt der ein-
schlägigen (Verfassungs-)Vorschriften  eingetreten sein. 

Daher sind bisher aufgetretene beziehungsweise sich andeutende 
künftige Streitfragen  um die Rechtsstellung der Freien Schulen zu-
nächst von ihren verfassungsrechtlichen  Grundlagen her zusammen-
hängend zu untersuchen. Zu solchen Punkten grundsätzlichen Dissenses 
gehört etwa die Frage, ob neuere schulrechtliche Gesetze (wie zum Bei-
spiel über Mi twi rkung und Mitverwaltung im Schulbereich), ob Richt-
l inien über die dienstliche Beurteilung, Einstufung und Beförderung 
von Lehrern an Privatschulen oder ob die verschiedenen Vorschriften 
über die Verfassungstreue  der Angehörigen des öffentlichen  Dienstes 
auf das von den Trägern Freier Schulen angestellte Personal „entspre-
chend" oder „sinngemäß" ausgedehnt werden können oder nicht. Un-
geklärt ist das Problem der Anwendbarkeit der für die öffentlichen 
Bildungseinrichtungen erlassenen Schulordnungen der Länder auf Pri-
vatschulen, sind ferner  Fragen des Verfahrens  der Genehmigung pri-
vater Ersatzschulen oder der Verbindlichkeit staatlicher Reformmodelle 
(so vor allem bei der Reform der gymnasialen Oberstufe oder beim Ein-
führen neuartiger Schultypen) für nichtstaatliche Schulen. Besonders 
klärungsbedürftig  ist auch die Grundfrage,  was unter Schulaufsicht 
einerseits gegenüber öffentlichen,  andererseits gegenüber kommunalen 
und schließlich gegenüber Freien Schulen verstanden werden soll, ob 
hier wesentliche Unterschiede zwischen unmittelbar oder mittelbar 
öffentlichen  Schulen auf der einen und Schulen in freier  Trägerschaft 
auf der anderen Seite bestehen; und wenn ja, worauf sie sich gründen 
und wie sie sich in der alltäglichen Verwaltungspraxis auszuwirken 
haben. 

Es hat offenbar  nicht nur die dogmatische Durchdringung der Einzel-
probleme, sondern vor allem deren Verbindung zu den verfassungs-
rechtlichen Grundlagen mit den zum Teil tiefgreifenden  Veränderun-
gen im Schulwesen der Bundesrepublik der letzten beiden Jahrzehnte 
nicht ausreichend Schritt halten können. Schon wegen der Komplexität 
der daraus folgenden Aufgabe ist es notwendig, diese nicht als eine 
spezialistische des Schulrechts (das unter dem Grundgesetz weithin 
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Landesrecht ist, Ar t . 30, 70 ff.  GG) oder gar nur des Privatschulrechts 
aufzufassen  und nur zusätzlich die Maßstäbe des Allgemeinen Verwal-
tungsrechts (zum Beispiel Begriff  der Aufsicht, Grundsätze des Verwal-
tungsverfahrens,  usw.) heranzuziehen. Vielmehr sind vor allem die für 
alle Bundesländer in gleicher Weise verbindlichen und das staatliche 
Handeln auf Gesetzes- wie auch Exekutivstufe bestimmenden, also mi t 
anderen Worten: die sowohl zentralen als auch ranghöchsten für das 
Privatschulrecht einschlägigen Maßstäbe der Verfassungsordnung des 
Grundgesetzes zunächst nach ihrem normativen Gehalt und dann in 
ihrem gegenseitigen Verhältnis herauszuarbeiten. 

I I . Der Gegenstand der Untersuchung 

In dem so gefaßten normativen Sinn muß die Untersuchung auf der 
Ebene des Grundgesetzes vollständig sein. Gegenständlich ist sie auf 
folgende Weise bestimmt: 

Soweit Landesrecht  und landesrechtliche Regierungs- und Verwal-
tungspraxis eine Rolle spielen, beschränkt sich die Analyse auf den Be-
reich von Nordrhein-Westfalen. 

I n bezug auf den Träger  werden hier nicht nur die Freien Schulen 
erfaßt,  deren rechtlicher Status i n Ar t . 7 GG abschließend geregelt ist; 
sondern in Gestalt derjenigen Schulen, die von Kirchen oder von kirch-
lichen Organisationen und Institutionen unterhalten werden, auch 
solche mi t weiterreichendem verfassungsrechtlichen  Hintergrund. Denn 
überall dort, wo es eine Kirche oder eine kirchliche Einrichtung ist, die 
als Schulträger „durch Übernahme der Verantwortung und der Sorge 
in eine legitime Beziehung zu einer Schule . . . t r i t t oder in einer solchen 
Beziehung steht" und in der Praxis zugleich „die sächlichen Schul-
kosten trägt und die äußeren Schulangelegenheiten verwaltet" 1 , treten 
zur Normierung des Privatschulrechts auf der Ebene des Grundgesetzes 
(in Ar t . 7 Abs. 4 iVm. 7 Abs. 1 GG) noch staatskirchenrechtliche Verfas-
sungsvorschriften  wie zum Beispiel Ar t . 4 Abs. 1 und 2 oder Ar t . 140 GG 
iVm. Ar t . 137 Abs. 3 WRV hinzu. Der normative Ansatz ist also bei 
Freien Schulen in kirchlicher Trägerschaft  komplexer; umgekehrt gel-
ten die hier zu entwickelnden Aussagen über deren allgemeine grund-
rechtliche und organisationsrechtliche Stellung auch für Freie Schulen 
in nichtkirchlicher Trägerschaft. 

Was die Funktion  der hier untersuchten Freien Schulen im Vergleich 
mi t dem staatlichen Schulwesen betrifft,  so handelt es sich in der For-
mulierung des Grundgesetzes um „private Schulen als Ersatz  für öffent-

1 H. Heckel/P.  Seipp,  Schulrechtskunde, 5. Aufl., Neuwied und Darmstadt 
1976, S. 96, 98. 

2 F. Müller 


